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1 Veranlassung und Aufgabenstellung

Die Ortsgemeinde Langwieden mochte den ,,Martinshoher Weg*, der die ErschlieBungsstrafie des
Baugebietes darstellt, voll ausbauen. Dadurch muss auch im Bebauungsplan entsprechend der
neuen Planung die Verkehrsflache festgesetzt werden. Im Zuge der ,Anderungsplanung 1“ soll
das Grundstlck FL.-Nr. 162 in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen werden.

Die G.U.B. Ingenieur AG, Niederlassung Saarbricken, wurde auf der Grundlage ihres Angebotes
vom 04.03.2015 [01] von Herrn Ortsburgermeister Marowsky mit Schreiben vom 21.04.2015
[02] mit folgenden Leistungen zum Leistungshild Bebauungsplan beauftragt:

+  Entwurf zur 6ffentlichen Auslegung

+ Plan zur Beschlussfassung

+ Ausarbeiten der Beratungsunterlagen der Gemeinde zu Stellungnahmen

+

Teilnahme an einer Sitzung von politischen Gremien des Auftraggebers

Begriindung B-Plan ,Martinshdher Weg - Anderung 1“ 180405_SBB_150316_Begrundung.docx
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2 Arbeitsunterlagen

[01] G.U.B. Ingenieur AG, Niederlassung Saarbricken;
Angebot vom 04.03.2015

[02] Ortsgemeinde Langwieden;
Auftragserteilung vom 21.04.2015

[03] Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch
Artikel 4 Absatz 100 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. | S. 3154) gedndert
worden ist.

[04] Landesnaturschutzgesetz (-LNatSchG-) vom 06. Oktober 2015

[05] Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004

(BGBI. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI.
| S. 2803, 2831) geandert worden ist.

[06] Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitpldne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV -) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1991 S. 58), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli
2011 (BGBI. I S. 1509).

[07] Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. I S. 132), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBI. I S. 1548) geandert worden ist.

[08] Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (- LBauO -) vom 24. November 1998, zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.06.2015 (GVBI. S. 77).

[09] Zahl, GroRe und Beschaffenheit der Stellplatze flr Kraftfahrzeuge,
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Finanzen Rheinland-Pfalz vom 24. Juli
2000 (12 150 - 4533).

[10] Derzeit glltige Entwasserungssatzung der Verbandsgemeinde Bruchmuihlbach-
Miesau.
[11] Regionaler Raumordnungsplan IV Westpfalz 2012, Teilfortschreibung rechtskraftig

seit 16.03.2015.

[12] Flachennutzungsplan der Verbandsgemeinde Bruchmuhlbach-Miesau, wirksam seit
22.03.2012.
[13] Topographische Karten von Rheinland-Pfalz, TK 25, Herausgeber:

Landesvermessungsamt Rheinland-Pfalz.
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3 Aligemeine Planungsgrundlagen

3.1 Anlass der Planung

Der ,Martinhoher Weg“ als ErschlieBungsstrale des vorliegenden Geltungsbereichs soll
beginnend an der Schulstrafe auf einer Lange von ca. 160 m voll ausgebaut werden. Grundlage
dieser Anderung ist eine bereits vorliegende Ausbauplanung. Um das Vorhaben weiter voran zu
treiben, ist eine Anderung des Bebauungsplanes ,Martinshéher Weg“ erforderlich, mit der die
Verkehrsflachen entsprechend der vorliegenden Planung festgesetzt werden.

Im Zuge dieser Anderung soll das Grundstiick FI.-Nr. 162, das an der Ecke SchulstraRe/
Martinhéher Weg liegt, in den Geltungsbereich mit einbezogen werden.

3.2 Raumlicher Geltungsbereich und bestehende planerische
Situation

Bild 3-1: Lage des Plangebietes / Luftbild
(Quelle: Verbandsgemeindeverwaltung Bruchmuhlbach-Miesau)

Begriindung B-Plan ,Martinshéher Weg - Anderung 1* 180405_SBB_150316_Begriindung.docx



G|U|B DIE INGENIEURE 9

Das Plangebiet liegt am sudwestlichen Ortsrand der Ortsgemeinde Langwieden und ist gemaf
bestehendem Bebauungsplan als Aligemeines Wohngebiet festgesetzt.

3.3 Planerische Vorgaben und ubergeordnete Planungen

331 Raumordnung

Der Landesentwicklungsplan (LEP IV) und der Regionale Raumordnungsplan Westpfalz [11]
treffen fir das Plangebiet keine Aussagen.

3.3.2 Flachennutzungsplan
Im derzeit gultigen Flachennutzungsplan der Verbandsgemeinde Bruchmuhlbach-Miesau [12] ist

das Grundstick als "Wohnbauflache" dargestellt. Laut § 8 Abs. 2 BauGB sind die
Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln.

Bild 3-2: Auszug aus dem Fldchennutzungsplan [12]

Begriindung B-Plan ,Martinshéher Weg - Anderung 1* 180405_SBB_150316_Begriindung.docx
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3.3.3 Bebauungsplan der Innenentwicklung

Gemafd § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB sind Bauleitplane von den Gemeinden in
eigener Verantwortung aufzustellen, sobald es flr die stadtebauliche Entwicklung erforderlich
wird.

Das Bebauungsplanverfahren wird als Verfahren nach § 13a BauGB (Bebauungsplane der
Innenentwicklung) durchgefuhrt, da es sich um MafSnahmen der Innenentwicklung, die in einem
bereits Uberplanten Bereich liegen, handelt.

Die Anforderungen hinsichtlich der maximalen Grundflache nach § 13a BauGB sind deutlich
erflllt.

Anhaltspunkte fur die Beeintrachtigung von FFH- und Vogelschutzgebieten bestehen nicht. Die
Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Umweltprifung nach dem Gesetz udber die
Umweltvertraglichkeitspriufung oder nach Landesrecht bediirfen, wird nicht begriindet.

Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanz und ein naturschutzrechtlicher Ausgleich sind nicht
notwendig, weil Eingriffe, die aufgrund der ,Anderungsplanung 1“ zu erwarten sind, im Sinne des
§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulassig waren.

Mit dem Eintreten von Verbotstatbestanden im Sinne des § 44 BNatSchG, die durch die
,Anderungsplanung 1“ verursacht werden, ist nicht zu rechnen.

Da somit die Voraussetzungen fur ein beschleunigtes Verfahren vorliegen, gelten die Vorschriften
des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB.

Gemaf § 13 Abs. 2 BauGB kann von der friihzeitigen Unterrichtung und Erérterung nach § 3 Abs.
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden.

Gemafl § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach § 2a BauGB, von den Angaben nach § 3 Abs. 2 BauGB, welche Arten
umweltbezogener Informationen verfugbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung
nach § 6 Abs. 5 BauGB und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.

34 Stadtebauliches Konzept

Der Martinshdher Weg soll beginnend an der Schulstrafle auf einer Lange von ca. 160 m voll
ausgebaut werden.

Die Verkehrsflache besteht aus einem gepflasterten Gehweg mit einer Breite von 1,25 m und
einer durch eine 0,5 m breite Entwasserungsrinne abgegrenzten asphaltierten Fahrbahn. Die
Fahrbahnbreite betragt 3,00 m, so dass ein befestigter Strafenquerschnitt von insgesamt 4,75
m entsteht. Gehweg und Fahrbahn werden héhengleich ohne Aufkantung ausgebaut, sind aber
optisch voneinander getrennt. Sowohl der Gehweg als auch die Fahrbahn werden seitlich durch
Tiefborde eingefasst, die auch gleichzeitig die Grundstiicksgrenzen darstellen.

Begriindung B-Plan ,Martinshdher Weg - Anderung 1“ 180405_SBB_150316_Begrundung.docx
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Am Ende des Ausbaus wird die Fahrbahn auf 10,00 m Lange aufgeweitet. Die Fahrbahn schlieft
dort auf der nordlichen Seite an die vorhandene Grundstiicksgrenze und somit an die Zufahrt zu
dem Grundstick Martinshoher Weg Nr. 8 an. Das auf ca. 6,00 m Breite ausgebaute
Straflenausbauende stellt zugleich eine Wendemaglichkeit fir den Verkehr dar.

Das Grundstick mit der FI.-Nr. 162 stellt derzeit eine inneroértliche Brachflache dar und soll im
Sinne der Revitalisierung von innerértlichen Flachen in den Geltungsbereich mit einbezogen
werden.

Das Grundstlck FIL-Nr. 162 wird im Suden uber die StraRe ,Martinshoher Weg" erschlossen.
Sowohl im Stiden, Westen, Norden als auch im Osten schlieRen sich Wohnbauflachen an. Die
Planung basiert auf der Flurstickskarte mit Stand 26.05.2015. Innerhalb des Geltungsbereichs
werden sich im Verfahrensverlauf Anderungen der Flurstiicke ergeben.

Im Zuge dieser ,Anderungsplanung 1“ werden auch die Festsetzungen des derzeit giiltigen
Bebauungsplanes an aktuelle Standards angepasst.

Die Planung und auRere Gestaltung orientiert sich an der bereits bestehenden Bebauung im
Geltungsbereich und an der benachbarten Bebauung.

11
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4 Anderung von Festsetzungen

4.1 Aligemeiner Hinweis

Im Folgenden werden die gegenuber der vorliegenden Fassung geanderten textlichen
Festsetzungen wortlich aufgefihrt und im Anschluss daran begrindet. Die geanderten
zeichnerischen Festsetzungen werden begriindet.

4.2 Art der baulichen Nutzung

Festsetzung:

Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulgssig.

Begriindung:

Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO werden ausgeschlossen, da sie den Gebietscharakter

des Aligemeinen Wohngebietes ,Martinshéher Weg“ gefahrden und damit gebietsuntypisch sind
sowie stérend wirken.

4.3 Maf3 der baulichen Nutzung

Festsetzung:

Im gesamten rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans wird die Grundfldchenzahl (GRZ)
auf 0,3 und die Geschossfldchenzahl (GFZ) auf 0,6 festgesetzt.

Begrindung:

Im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB, nach dem mit Grund und Boden sparsam und schonend
umgegangen werden soll, wird die GRZ von 0,4 auf 0,3 und die GFZ von 0,8 auf 0,6 festgesetzt.
Aufgrund der groen Grundstiicksflachen bleibt den Bauherren weiterhin ausreichend Spielraum.

4.4 Baugrenze

Der bestehende Bebauungsplan stammt aus den 90er Jahren und spiegelt weitestgehend die
damaligen Gegebenheiten wieder. Zwei Gebaude sudlich des Martinshoher Weges Uberschreiten
die derzeitige sudliche Baugrenze. Die Baugrenze wird nun angepasst, um Rechtssicherheit zu
erlangen. Dieser neuen Festsetzung stehen weder bauplanungsrechtliche noch
bauordnungsrechtliche Bestimmungen entgegen.

Begriindung B-Plan ,Martinshdher Weg - Anderung 1“ 180405_SBB_150316_Begrundung.docx
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4.5 Stellung der baulichen Anlagen

Festsetzung:

Ausnahmen von der im Bebauungsplan festgesetzten Firstrichtung sind flir Nebentrakte des
Hauptgebaudes, Garagen sowie Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne § 14 BauNVO
zuldssig. Ausnahmen von der festgesetzten Firstrichtung sind ebenso flr Dachaufbauten
zuléssig, soweit sich diese der Hauptdachflache wesentlich unterordnen.

Begriindung:

Die Ausnahmen wurden hinzugefiigt, um den Bauherren mehr Spielraum in der Gestaltung der
Bebauung geben.

4.6 Flachen fiir Stellplatze und Garagen

Festsetzung:

Pro Wohnung sind 2 Stellplatze oder Garagen auf den Grundstiick nachzuweisen.

Begrindung.

Aufgrund des § 47 der Landesbauordnung (LBauO) und der Verwaltungsvorschrift des
Ministeriums der Finanzen Rheinland-Pfalz Uber die Zahl, Gr68e und Beschaffenheit der
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge wird die Zahl der zu errichtenden Stellplatze von 1 auf 2 erhoht.
Festsetzung:

Stellpldtze und Zufahrten zu Stellpldtzen und Garagen sind in wasserdurchldssiger Bauweise
auszufiihren, wie Rasengittersteine, wassergebundene Decken, Schotterrasen oder
Pflasterungen mit einem Fugenanteil von mind. 28%.

Begrindung:

Diese Festsetzung basiert auf der Grundlage des § 1a Abs. 2 BauGB, nach dem
Bodenversiegelungen auf das notwendige Mafd zu begrenzen sind.

4.7 Private Grunflachen

Festsetzung:
Die auf Grund der festgesetzten Grundflachenzahl verbleibenden, lberbaubaren sowie die

nichttiberbaubaren Grundstlicksflachen sind géartnerisch anzulegen, dauerhaft zu pflegen und
mit standortgerechten heimischen Arten gemas beigefligter Pflanzliste zu begriinen.

Begriindung B-Plan ,Martinshdher Weg - Anderung 1“ 180405_SBB_150316_Begrundung.docx
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Begriindung:

Diese Festsetzung dient der Belebung, Gliederung und Pflege des gemeindetypischen Orts- und
Landschaftsbildes und der Gewahrung und Erreichung einer innerdrtlichen Durchgrinung.

4.8 Flachen oder MafSnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Festsetzung:

Der Oberboden st zu Beginn aller Erdarbeiten gemdBS DIN 18915 abzuschieben,
zwischenzulagern und soweit wie mdéglich innerhalb des rdumlichen Geltungsbereiches
wiederherzustellen.

Begrindung:

Diese Festsetzung basiert auf der Grundlage des § 1a Abs. 2 BauGB, nachdem mit Grund und
Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll.

4.9 Dachformen

Festsetzung:
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Sattel-, Walm- und Pultdécher zuléssig.
Begrindung:

Entgegen der ursprunglichen Fassung, dass alle Dachformen zuldssig sind, werden die
Dachformen auf ortsibliche Dachformen eingeschrankt, damit der Gesamteindruck des Gebietes
nicht gestort wird.

410 Dachaufbauten

Festsetzung:

Im Rahmen der im Bebauungsplan festgesetzten Dachformen und Dachneigungen sind
Dachaufbauten in Form von Gauben zuldssig. Die Summe der horizontalen Lédngen aller einer
Traufseite zugeordneten Dachaufbauten darf die halbe Lange der zugehdrigen Trauflange nicht
Uberschreiten. Die horizontale Lénge einzelner Dachaufbauten darf ein Drittel der zugehdrigen
Traufldnge nicht Uberschreiten. Bei mehreren Einzelgauben innerhalb einer Dachfldche sind
diese in gleicher H6he zueinander anzuordnen.

Begriindung B-Plan ,Martinshéher Weg - Anderung 1* 180405_SBB_150316_Begriindung.docx
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Begriindung:

Zur einheitlichen und harmonischen Gliederung der Dachlandschaft und um Uberdimensionierte
Dachaufbauten zu vermeiden, wurden gestalterische Festsetzungen zu den Dachaufbauten
getroffen.

411 Dachneigung

Festsetzung:

Im rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Dachneigungen zwischen 20° - 40°
zulassig.

Die im Bebauungsplan festgesetzte Dachneigung gilt nicht flir Garagen und untergeordnete
Nebenanlagen.

Begrindung:
Die Dachneigung wird von urspranglich 25°- 40° auf 20° - 40° geédndert. Eine moderne und
zeitgemaRe Architektur ,erlaubt” auch geringere Dachneigungen. Mit einer Dachneigung von 20°

sind noch konventionelle Dacheindeckungen moglich. Eine Beeintrachtigung des
Landschaftsbildes bzw. des Ortsbildes wird dadurch nicht gesehen.

Die Festsetzung zur Dachneigung fir Garagen und untergeordnete Nebenanlagen wurde
hinzugeflugt, da eine Notwendigkeit zur Vorgabe der Dachneigung in diesen Fallen nicht gesehen
wird.

4.12 Einfriedungen

Festsetzung:
Diese Festsetzung entfallt.
Begrindung:

Um dem Bauherren mehr gestalterische Freiheit zu geben, wurde die urspringliche Version ,Der
Sockel aus Beton oder Mauerwerk darf eine Hohe von 50 cm und ein Zaun aus Holz oder Metall
eine Héhe von 120 cm lber OK Blrgersteig nicht Uberschreiten” gestrichen. Eine Notwendigkeit
zur Gestaltung der Einfriedungen wird nicht mehr gesehen. Eine derartige Vorschrift ist fir den
vorliegenden Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht begrindbar.

Begriindung B-Plan ,Martinshdher Weg - Anderung 1“ 180405_SBB_150316_Begrundung.docx
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4.13 Empfehlungen, Hinweise, nachrichtliche Ubernahmen
ohne Festsetzungscharakter

Alle unter Punkt 3 der Planzeichnung enthaltenen Aussagen wurden hinzugefigt und sind zu
beachten.

4.14 Pflanzliste

Der derzeit gultige Bebauungsplan trifft keine Aussagen zu PflanzmafSnahmen. Eine Pflanzliste
mit einheimischen Baumen und Strauchern zur gartnerischen Gestaltung der privaten
Grunflachen wurde hinzugeflgt.

Begriindung B-Plan ,Martinshéher Weg - Anderung 1* 180405_SBB_150316_Begriindung.docx
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5 Ver- und Entsorgung

51 Wasserversorgung

Das Grundstuck Fl.-Nr. 162 kann an das bestehende Wasserversorgungsnetz der Gemeinde
angeschlossen werden.

5.2 Abwasserbeseitigung

Oberflachenwasser ist auf dem jeweiligen Grundstick zu versickern (zurlickzuhalten). Ein
Anschluss bzw. die Ableitung der Oberflachenwasser tUber den Regenwasserkanal ist derzeit nicht
zuldssig. Auf den Baugrundsticken darf nur nichtbehandlungsbedurftiges Niederschlagswasser
versickert werden. die Versickerung muss uber die belebte Bodenzone erfolgen (z.B. Uber flache
Gelandemulden, ggf. mit Vorschaltung einer Zisterne als Brauchwasserspeicher). Dritte dlrfen
nicht geschadigt werden.

Das anfallende  Schmutzwasser ist ordnungsgemaf Uber die  gemeindliche
Schmutzwasserkanalisation der Klaranlage Miesau zuzuleiten.
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6 Weitere planungsrelevante Untersuchungen

6.1 Altlasten

Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt.

6.2 Immissionsschutz

Vorkehrungen zum Schutz vor Immissionen sind nicht notwendig

6.3 Denkmalschutz

Die ausfuhrenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutagekommende
archaologische Fund unverziglich zu melden, die Fundstelle soweit als méglich unverandert zu
lassen und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu sichern.

Sollten wirklich archaologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion
Landesarchdologie ein angemessener Zeitraum einzurdumen, damit wir unsere
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausfihrenden Firmen, planmafig den Anforderungen
der heutigen archaologischen Forschung entsprechend durchfiihren kénnen. Im Einzelfall ist mit
Bauverzogerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten
der Bauherren/Bautrager finanzielle Beitrage fir die MaSnahmen erforderlich.

6.4 Bodenordnung

Zur Umsetzung des Bebauungsplanes ist kein bodenordnerisches Verfahren notwendig.

Begriindung B-Plan ,Martinshdher Weg - Anderung 1“ 180405_SBB_150316_Begrundung.docx
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7 Zusatzliche Angaben

71 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der
verwendeten technischen Verfahren

Zur Erstellung des vorliegenden Bebauungsplanes wurden die Gesetzesgrundlagen des
Baugesetzbuches (BauGB) herangezogen. Aufgrund des vereinfachten Verfahrens nach § 13
BauGB wird vom der Umweltprifung und dem Umweltbericht abgesehen.

7.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung
der Angaben

Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben.

7.3 Aussagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sowie zur
sparsamen und effizienten Nutzung von Energie

Grundsatzlich soll die Bebauung nach den Vorschriften der geltenden Energiesparverordnung
(EnEV) und des Erneuerbare-Energie-Warmegesetz (EEWarmeG) erfolgen.

7.4 Uberwachung der Umsetzung der o. g. Ma3nahmen zur
Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich
umweltrelevanter Auswirkungen

Die Uberwachung der o.g. MaRnahme obliegt der Gemeinde sowie der Genehmigungsbehdrde im
Rahmen ihrer Zustandigkeiten.

Im Einzelnen kénnen Dritte z.B. (bauleitende) Ingenieurblros mit diesen Aufgaben betraut
werden.

Begriindung B-Plan ,Martinshéher Weg - Anderung 1* 180405_SBB_150316_Begriindung.docx



Anlagen



G|U|B DIE INGENIEURE

Anlage 1

Bebauungsplan ,Verfahren nach § 13a BauGB",
M1 :500



K_LPH3\K04

ACAD\02 intern\180405_SBB150316_BP_EP_Martinshoeherweg_Langwieden.dwg

o\

P:\2015\SBB 150316\2_P_Bearbeitun

160/14

160/12

289/1

I

160/13

v

165/2

159 N NQ
e N
/® )

Planzeichenerklarung
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GRZ 0,3
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1.1
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2.3

3.1

3.2

3.3

4.1

4.2

43

Art der Baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 4 BauNVO

Malf der Baulichen Nutzung

Grundflachenzanhl
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 17 BauNVO

Geschossflachenzahl
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 17 BauNVO

Zahl der Vollgeschosse
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 17 BauNVO

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
offene Bauweise

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 2 BauNVO

Baugrenze
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 Abs.1 und Abs. 3 BauNVO

Stellung der geplanten Gebaude

Verkehrsflachen
StraRenverkehrsflache
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 26 BauGB

Strallenbegrenzungslinie

Landwirtschaftlicher Weg

4623

83 A

10,00

5. Sonstige Darstellungen und Festsetzungen

5.1 Grenze des Raumlichen Geltungsbereiches
§ 9 Abs. 7 BauGB

5.2 Flursticke
(mit Flursticksnummer)

5.3 Bestehende Gebaude
(ggf. mit Hausnummer)

5.4 Bestehende Nebengebaude

5.5 Malangabe in Meter

5.6 Fullschema fir Nutzungsschablone

Baugebiet

Zahl der Vollgeschosse

Grundflachenzahl

Geschossflachenzahl

Bauweise

Dachneigung

[,

Bdschung der Strallenplanung

Bebauungsplan "Martinshéher Weg - Anderung 1"

Textliche Festsetzungen

1.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch
- BauGB - und der Baunutzungsverordnung - BauNvVO

Art und MaB der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete (WA)
(§ 4 BauNVO)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Ausnahmen
nach § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zul&ssig.

Grundflachenzahl und Geschossflachenzahl

(§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO)

Im Sinne des § 1a BauGB (Forderung nach sparsamem Umgang mit Grund und Boden), wird die
Grundflachenzahl (GRZ) auf 0,3 und die Geschossflachenzahl (GFZ) auf 0,6 festgesetzt.

Héhenbegrenzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

Die maximal zulassige Anzahl der Vollgeschosse wird auf Il festgesetzt.

Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 Abs. 2 BauNVO)

Im gesamten raumlichen Geltungsbereich wird die offene Bauweise festgesetzt.

Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)

Eine Uberschreitung der Baugrenzen ist nicht zuléssig.

Stellung der baulichen Anlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die Stellung der baulichen Anlagen wird im Bebauungsplan durch den Eintrag der Hauptfirstrichtung
definiert. Eine geringfligige Abweichung von bis 10° aus der Achse ist zulassig.

Ausnahmen von den im Bebauungsplan festgesetzten Firstrichtungen sind fir Nebentrakte des
Hauptgebaudes, Garagen sowie Nebenanlagen und Einrichtungen i. S. d. § 14 BauNVO zulassig.
Ausnahmen von der festgesetzten Firstrichtung sind ebenso fir Dachaufbauten zulassig, soweit sich
diese der Hauptdachflache wesentlich unterordnen.

Flachen fiir Stellpldtze, Garagen und Nebenanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Garagen und garagenahnliche Bauwerke wie z.B. Carports sind innerhalb der nicht berbaubaren
Grundstlcksflachen unzulassig.

Untergeordnete Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind in den nicht Uberbaubaren
Grundstlcksflachen unzulassig.

Pro Wohnung sind mindestens 2 Stellplatze oder Garagen auf dem Grundstiick nachzuweisen.

Stellplatze und Zufahrten zu Stellplatzen und Garagen sind in wasserdurchldssiger Bauweise
auszufuihren, wie Rasengittersteine, wassergebundene Decken, Schotterrasen oder Pflasterungen mit
einem Fugenanteil von mind. 28 %.

Private Griinflichen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die auf Grund der festgesetzten Grundflachenzahl verbleibenden, (iberbaubaren sowie die nicht
Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind gartnerisch anzulegen, dauerhaft zu pflegen und mit
standortgerechten heimischen Arten gemaR beigefiigter Pflanzliste zu begriinen.

Flachen oder MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der Oberboden ist zu Beginn aller Erdarbeiten gemal DIN 18915 abzuschieben, zwischenzulagern und
soweit wie moglich innerhalb des rdumlichen Geltungsbereiches wiederherzustellen.

Flachen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Das Leitungsrecht umfasst die Befugnis der Ver- und Entsorgungstrager, unterirdische Ver-
und Entsorgungsleitungen herzustellen und zu unterhalten. Ver- und Entsorgungsleitungen sind
im Bereich der Zufahrtstralle zu verlegen.

Flachen fiir Aufschiittungen, Abgrabungen und Stiitzmauern, soweit sie zur Herstellung
des StraBenbaukorpers erforderlich sind

(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Gelandebedingt werden bei der Herstellung der 6ffentlichen Verkehrsanlagen sowohl Aufschiittungen
(StraBendamm) als auch Abgrabungen (StralReneinschnitt) entstehen. Entstehende Bdschungsanteile
sind ebenso wie die notwendigen Rickenstutzen der Randeinfassungen der Straflenrandbefestigung
zur Herstellung des StralRenkodrpers und eines Banketts hinter der Randeinfassung auf den
Baugrundstiicken zu dulden.

21

2.2

23

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 88 Abs. 1
Landes-Bauordnung - LBauO -i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB und

§ 88 Abs. 6 LBauO

Dachformen

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Sattel-, Walm- und Pultdacher zulassig.

Dachaufbauten

Im Rahmen der im Bebauungsplan festgesetzten Dachformen und -neigungen sind Dachaufbauten in
Form von Gauben zulassig. Die Summe der horizontalen Langen aller einer Traufseite zugeordneten
Dachaufbauten darf die halbe Lange der zugehdrigen Trauflange nicht tberschreiten. Die horizontale
Lange einzelner Dachaufbauten darf ein Drittel der zugehdrigen Trauflange nicht Uberschreiten. Bei
mehreren Einzelgauben innerhalb einer Dachflaiche sind diese in gleicher Hoéhe zueinander
anzuordnen.

Dachneigungen

Die festgesetzte Dachneigung liegt zwischen 20° - 40°. Die im Bebauungsplan festgesetzte
Dachneigung gilt nicht fiir Garagen und untergeordnete Nebenanlagen.

Empfehlungen, Hinweise, nachrichtliche Ubernahmen ohne
Festsetzungscharakter

Die einschlagigen Vorschriften der Wassergesetze (z.B. §§ 8, 9, 10 ff Wasserhaushaltsgesetz -WHG-)
§§ 26, 27 Landeswassergesetz (-LWG-) sind zu beachten. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die
wasserrechtliche Erlaubnispflicht nach § 2 WHG fiir das Einleiten von Niederschlagswasser in ein
oberirdisches Gewasser oder dessen gezielte Versickerung ins Erdreich sowie flur sonstige
Benutzungen des Grundwassers.

Bei punktuellen Versickerungen ist eine Genehmigung durch die Untere Wasserbehdrde bei der
Kreisverwaltung erforderlich. Flachige Versickerungen sind erlaubnisfrei.

Die Ableitung von Drainagewasser in ein Gewasser bzw. in das Kanalnetz ist nicht zulassig.
Auf § 202 BauGB "Schutz des Mutterbodens" wird ausdriicklich hingewiesen.

Bei Eingriffen in den Baugrund sind die einschlagigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und
-2, DIN 1054) zu ber(cksichtigen.

Fir einzelne Bauvorhaben kénnen spezielle Baugrunduntersuchungen erforderlich werden.

Die Anforderungen der DIN 1054 "Baugrund- und Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau" sind zu
beachten.

Aufgrund gesetzlicher Regelungen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, Bodenschutzgesetz) ist ein
Anfall des Bodenmaterials als Abfall - soweit mdglich - zu vermeiden.

Dies kann durch entsprechende Bauweisen, einen direkien Einbau oder durch Aufbringung des
Bodenmaterials im Rahmen derselben Baumalnahme erfolgen. Ist eine Vermeidung von
Bodenmaterial nicht moglich, sind andere Verwertungsmdoglichkeiten, gegebenenfalls nach
Aufbereitung zu prifen.

Bei der Ausfiihrung der Erdarbeiten oder BaumafRnahmen mussen die Regelungen der DIN 18920
"Schutz von Baumen, Pflanzbestédnden und Vegetationsflachen bei Baumaflinahmen" beachtet werden.

Sofern die Lagerung wassergefahrdender Stoffe (z.B. Heizol, Vergaser- und Dieselkraftstoff usw.)
vorgesehen ist, muss dies gemall § 20 LWG der Unteren Wasserbehorde bei der Kreisverwaltung
angezeigt werden.

Bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor zu hohen Radonemissionen:

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches in dem niedriges und lokal Uber einzelnen
Gesteinshorizonten erhdhtes Radonpotential ermittelt wurde (Radon-Prognose-Karte Rheinland-Pfalz).

Aufgrund des erhoéhten Radonrisikos und im Sinne gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und der
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevdlkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) sollen wirkungsvolle
Vorsorgemalnahmen gegen das Eindringen von Radon in das Gebaude getroffen werden.

Fir weitere Fragen zur Thematik Radon in Gebauden bzw. in der Bodenluft steht die
Radon-Informationsstelle (Telefon 06131 /60 33 - 12 63) zur Verfigung.

Umgang mit Bodenfunden:

Die ausfihrenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage
kommende archaologische Fund unverziiglich zu melden, die Fundstelle soweit als moglich
unverandert zu lassen und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu sichern.

Absatz 1 entbindet Bautrager/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung
jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegeniber der GDKE.

Sollten wirklich archaologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion
Landesarchaologie ein angemessener Zeitraum einzurdumen, damit wir unsere
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausfihrenden Firmen, planmaRig den
Anforderungen der heutigen archdologischen Forschung entsprechend durchfihren kénnen. Im
Einzelfall ist mit Bauverzégerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen
Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bautrager finanzielle Beitrage fur die MaRnahmen
erforderlich.

Schutz von Leitungen / Koordination von Erschliefungs- und BaumaRnahmen:

Im Plangebiet befinden sich unter- und oberirdische Stromversorgungseinrichtungen, die in der
Planzeichnung nicht ausgewiesen sind.

Die tatsachliche Lage dieser Versorgungseinrichtungen ergibt sich allein aus der Ortlichkeit.
Das Erfordernis von MaRnahmen zur Sicherung/Anderung dieser Versorgungseinrichtungen im
Zusammenhang mit ErschlieBungs- und Baumalnahmen ist frihzeitig mit dem
Leitungsbetreiber abzuklaren. Der Trager der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer
Energie ist fur Planung und Bau zur Erweiterung/Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes
frihzeitig Gber den Beginn und Ablauf der ErschlieBungs- und Baumafinahmen zu unterrichten.

Bei Anpflanzungen von Baumen und tiefwurzelnden Strauchern im Bereich unterirdischer
Versorgungsleitungen sind die Abstandsvorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B.
.Merkblatt Gber Baume, unterirdische Leitungen und Kanale" der Forschungsgesellschaft fir
Strallen und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, DVGW-Regelwerk etc.) zu beachten. Bei
Nichteinhaltung der dort angegeben Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in
Absprache mit dem jeweiligen Versorgungstrager, geeignete Mallnahmen zum Schutz der
Leitungen zu treffen.

4. Pflanzliste

Auswabhlliste der fur BegriinungsmaRnahmen zu verwendenden Pflanzen:

41 Vorgarten- und StraBenbdume

Acer platanoides Spitzahorn

Fraxinus excelsior Gemeine Esche
Sorbus aucuparia Eberesche
Tilia cordata Winterlinde

4.2 Fir den Aufbau der Geholzbestiande

Cornus sanguinea Roter Hartriegel

Cornus mas Kornelkirsche
Carpinus betulus Hainbuche
Corylus avellana Haselnuss

Linicera xylosteum Rote Heckenkirsche

Prunus padus Traubenkirsche
Prunus spinosa Schlehdorn
Rhamnus cathartica Gemeiner Kreuzdorn
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Alnus glutinosa Schwarzerle
Fraxinus excelsior Gemeine Esche

Colylus avellana Haselnuss

Euonymus europaeus Pfaffenhiitchen
Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster
Prunus padus Traubenkirsche
Prunus spinosa Schlehdorn
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

4.3 Streuobstsorten

Biesterfelder Renette (Herbstapfel)
Geheimrat Oldenburg

Goldparmane (Winterapfel)

Klarapfel (Sommerapfel)

Landsberger Renette (Winterapfel)
Rote Sternrenette (Herbst-/Winterapfel)
Roter von Boskop

Gute Graue (Sommerbirne)

Gellerts Butterbirne (Herbstbirne)
Kdstliche von Charneur (Herbstbirne)
Pastorenbirne (Winterbirne)

Kirschen, Zwetschgen, Mirabellen, Quitten
Grole Schwarze Knorpelkirsche
Hedelfinger Riesenkirsche

Scheiders Spate Knorpelkirsche
Buhler Frihzwetschge

Deutsche Hauszwetschge

Mirabelle von Nancy

Birnenquitte "Champignon”

Apfelquitte "Konstantinopeler"

5. Rechtsgrundlagen, Erlasse, Richtlinien und Satzungen

Bundesnaturschutzgesetz (- BNatSchG -) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz
100 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. | S. 3154) geandert worden ist.

Landesnaturschutzgesetz (- LNatSchG -) vom 06. Oktober 2015.

Baugesetzbuch (- BauGB -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414),
das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. | S. 2803, 2831) geandert worden ist.

Verordnung uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung
1990 - PlanZV -) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 S. 58), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509).

Baunutzungsverordnung (- BauNVO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S.
132), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548) geandert worden ist.

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (- LBauO -) vom 24. November 1998, zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 15.06.2015 (GVBI. S. 77)

Regionaler Raumordnungsplan IV Westpfalz 2012, Teilfortschreibung rechtskraftig seit 16.03.2015
Flachennutzungsplan der Verbandsgemeinde Bruchmihlbach-Miesau, wirksam seit 22.03.2012
Derzeit glltige Entwésserungssatzung der Verbandsgemeinde Bruchmihlbach-Miesau.

Zahl, Grofke und Beschaffenheit der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge, Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der
Finanzen Rheinland-Pfalz, vom 24. Juli 2000 (12 150-4533).

Verfahrensvermerke

1. Aufstellungsbeschluss:

Der Rat der Ortsgemeinde Langwieden hat in seiner Sitzung am 19.12.2014 die Aufstellung dieses

Bebauungsplanes beschlossen.

2, Offentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses:

Die ortstibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemafl § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte am

12.03.2015.

3. Offentliche Auslegung des Planentwurfes:

Der Planentwurf lag gemall § 3 Abs. 2 BauGB nach Bekanntmachung vom 28.12.2017 mit der
Begriindung und den nach Einschatzung der Gemeinde wesentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen
in der Zeit vom 04.01.2018 bis zum 05.02.2018 offentlich aus.

4. Beteiligung der Behoérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB:

Das Verfahren zur Beteiligung der Behérden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurde gemaf

§ 4 Abs. 2 BauGB am 03.01.2018 eingeleitet.

Die Frist fir die Abgabe der Stellungnahmen endet am 08.02.2018.

5. Satzungsbeschluss:

Der Ortsgemeinderat von Langwieden hat in seiner Sitzung am

und 6 LBauO).
Langwieden, den ......................

Fur die Ortsgemeinde Langwieden:

Herr Marowsky, Ortsbirgermeister (L.S.)

6. Ausfertigung:

den Bebauungsplan
,Martinshéher Weg - Anderung 1“ im beschleunigten Verfahren gemaR § 13a BauGB in der Planfassung
perneereaaaes “ einschlieRlich den planungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen textlichen Festsetzungen
und der Begriindung als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 24 GemO und § 88 Abs. 1

Der Bebauungsplan, bestehend aus: Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen Festsetzungen, bau-
ordnungsrechtlichen Festsetzungen und Begriindung, stimmt mit allen seinen Bestandteilen mit dem
Willen des Ortsgemeinderates (berein. Das fiir den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche

Verfahren wurde eingehalten.
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Langwieden, den ......................

Fir die Ortsgemeinde Langwieden:

Herr Marowsky, Ortsbiirgermeister (L.S.)

7. Bekanntmachung des Beschlusses des Bebauungsplanes und der 6rtlichen Bauvorschriften :

Der Satzungsbeschluss (siehe Verfahrensvermerk Nr. 8.) wurde gemaR § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB am
...................... ortsliblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in Kraft

getreten (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB).
Langwieden, den ......................

Fur die Ortsgemeinde Langwieden:

Herr Marowsky, Ortsbiirgermeister (L.S.)

\ x/

.
2 82

Ander]D ﬁ[npfe[;/z,’:]A g N &
N B =S

I\ Ve

1 Auszug aus der TK 25

, Rheinland-Pfalz

AUFTRAGGEBER: REG.-NUMMER:
Ortsgemeinde Langwieden .
iiber die bearbeitet
Verbandsgemeindeverwaltung Bruchmuhlbach-Miesau gepriift
Am Rathaus 2
66892 Bruchmiihlbach-Miesau
Telefon : 06372 922-0
Telefax : 06372 922-2302 ortden Ontorearnit
AUFTRAGNEHMER: PROJEKTNUMMER: SBB 150316
G.U.B. Ingenieur AG U B bearbeitet | 10.11.2015 | A. Kintzler
Nell-Breuning-Allee 8 i ;' . D. Heidrich/
66115 Saarbriicken gezeichnet 05.04.2018 L. Kindsvater
Telefon : 0681 970576-0 gepruft 05.04.2018 K. Neumann
Telefax : 0681 970576-29 GEO UMWELT BAU
Internet : www.gub-ing.de Saarbriicken, 05.04.2018 ppa. K. Neumann
E-Mail :info@gub-saarbruecken.de ort, den Unterschrit
PROJEKT:
MaRstab: 1:500
Bebauungsplan ]
. . = Plan-Nr.:
"Martinshoher Weg - Anderung 1"
Blatt-Nr.: (Al
PLANINHALT:
BEBAUUNGSPLAN
Bebauungsplan
n
Verfahren naCh § 13a BaU"GB - Dateiname: 180405_SBB150316_BP_EP_Martinshoeherweg_Langwieden.dwg
Plan zur Beschlussfassung )
Format: 1135mm x 594mm 0,67 m?
Das beim Planverfasser hinterlegte Original tragt die Originalunterschriften.




	Pläne und Ansichten
	DB

	Pläne und Ansichten
	B_Plan 1_500


